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Beschluss 
des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung 
beraten und beschlossen: 

Gesetzentwurf der Staatsregierung 

Drs. 15/10314, 15/10853 

211-1-I 

Gesetz zur Ausführung des Personenstandsgesetzes 
(AGPStG) 

Art. 1 
Standesämter 

(1) 1Die Erfüllung der Aufgaben des Standesamts obliegt 
den Gemeinden. 2Sie nehmen diese Aufgaben als Angele-
genheit des übertragenen Wirkungskreises wahr. 

(2) Zur zentralen elektronischen Erfassung der Personen-
standsbücher können Standesbeamte bestellt werden, deren 
Zuständigkeit sich auf das Gebiet des Freistaates Bayern 
erstreckt.  
 

Art. 2 
Übertragung der Aufgaben des Standesamts 

(1) 1Kreisangehörige Gemeinden können die Aufgaben des 
Standesamts dem Landkreis mit dessen Zustimmung über-
tragen. 2Hierzu bedarf es jeweils eines Beschlusses einer 
Mehrheit von zwei Dritteln der gesetzlichen Zahl der Mit-
glieder des Gemeinderats und des Kreistags. 

(2) 1Kreisangehörige Gemeinden können die Aufgaben des 
Standesamts einer anderen Gemeinde mit deren Zustim-
mung übertragen. 2Hierzu bedarf es jeweils eines Beschlus-
ses einer Mehrheit von zwei Dritteln der gesetzlichen Zahl 
der Mitglieder des Gemeinderats der übertragenden und der 
aufnehmenden Gemeinde. 3Die Befugnis des zum Standes-
beamten bestellten Bürgermeisters der übertragenden Ge-
meinde zur Vornahme von Eheschließungen bleibt von der 
Übertragung unberührt; für seine Bestellung zum Standes-
beamten bleibt die Gemeinde zuständig, die die Aufgaben 
übertragen hat. 

(3) 1Die Übertragung kann jederzeit mit Beschlüssen einer 
Mehrheit von zwei Dritteln der gesetzlichen Zahl der Mit-
glieder der Gemeinderäte der beteiligten Gemeinden aufge-
hoben werden; die Aufhebung der Übertragung auf den 
Landkreis bedarf auch eines Beschlusses der Mehrheit von 

zwei Dritteln der gesetzlichen Zahl der Mitglieder des 
Kreistags. 2Gegen den Willen der oder einer der beteiligten 
kommunalen Gebietskörperschaften kann eine Übertragung 
aufgehoben werden, wenn dringende Gründe des öffentli-
chen Wohls vorliegen. 3Die Aufhebungsentscheidung trifft 
in diesem Fall die für die aufnehmende kommunale Ge-
bietskörperschaft zuständige untere Aufsichtsbehörde im 
Sinn des Art. 4 Abs. 1 Nr. 1.  

(4) Übertragung und Aufhebung der Übertragung bedürfen 
der Zustimmung der jeweiligen unteren Aufsichtsbehörde.  
 

Art. 3 
Standesamtsbezirke 

(1) 1Aus benachbarten Gemeinden können einheitliche 
Standesamtsbezirke mit einem gemeinsamen Standesamt 
gebildet werden. 2Für den Bereich einer Verwaltungsge-
meinschaft soll ein einheitlicher Standesamtsbezirk gebildet 
werden. 3Kreisfreie Gemeinden können für ihr Gebiet meh-
rere Standesamtsbezirke bilden. 

(2) 1Die Standesamtsbezirke werden von den unteren Auf-
sichtsbehörden durch Rechtsverordnung gebildet. 2Die 
obere Aufsichtsbehörde kann durch Rechtsverordnung 
Standesamtsbezirke bilden, die über die örtliche Zuständig-
keit einer unteren Aufsichtsbehörde hinausgehen. 3In den 
Rechtsverordnungen ist die für das Standesamt zuständige 
Gemeinde oder Verwaltungsgemeinschaft zu bestimmen.  

(3) 1Jedes gemeindefreie Gebiet muss einem Standesamts-
bezirk zugeordnet sein. 2Für bewohnte gemeindefreie Ge-
biete ist das Standesamt der Gemeinde zuständig, die dort 
die Aufgaben der Meldebehörde wahrnimmt. 3Unbewohnte 
gemeindefreie Gebiete werden von der zuständigen Auf-
sichtsbehörde durch Rechtsverordnung einem Standesamt 
zugewiesen. 

(4) Änderungen des Gebiets von Gemeinden erstrecken sich 
auch auf die Grenzen der Standesamtsbezirke. 
 

Art. 4 
Standesamtsaufsicht 

(1) Die Aufsicht über die Standesämter führen 

1. als untere Aufsichtsbehörden die kreisfreien Gemein-
den für ihre Standesämter, im Übrigen die Landratsäm-
ter als Staatsbehörden, 

2. als obere Aufsichtsbehörde die Regierung von Mittel-
franken, 

3. als oberste Aufsichtsbehörde das Staatsministerium des 
Innern. 

(2) 1Standesbeamte und Bedienstete der Standesämter dür-
fen mit Geschäften der Aufsichtsbehörde nicht befasst wer-
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den. 2Oberbürgermeister oder weitere Bürgermeister von 
kreisfreien Gemeinden können zu Standesbeamten bestellt 
werden, deren Aufgabenbereich auf die Vornahme von 
Eheschließungen beschränkt ist, wenn sie mit personen-
standsrechtlichen Geschäften der unteren Aufsichtsbehörde 
nicht befasst werden. 

(3) Im Fall des Art. 3 Abs. 2 Satz 3 bestimmt die obere 
Aufsichtsbehörde die zuständige untere Aufsichtsbehörde. 
 

Art. 5 
Zuständige Verwaltungsbehörden 

(1) Zuständige Verwaltungsbehörden im Sinn des Perso-
nenstandsgesetzes (PStG) und der zur Ausführung des Per-
sonenstandsgesetzes erlassenen Rechtsvorschriften sind die 
Kreisverwaltungsbehörden. 

(2) 1Für die schriftliche Anzeige eines Sterbefalls nach § 30 
Abs. 3 PStG ist die Polizei zuständig. 2Die Anzeige ist von 
der Polizeidienststelle zu erstatten, die die amtlichen Er-
mittlungen führt oder in deren Bereich der Tod eingetreten 
ist. 
 

Art. 6 
Notfallbestellung 

1Im Notfall kann die untere Aufsichtsbehörde die Wahr-
nehmung der Geschäfte des Standesbeamten vorübergehend 
einem Standesbeamten eines anderen Standesamts übertra-
gen. 2Ist dies nicht möglich, kann die obere Aufsichtsbe-
hörde einen Standesbeamten aus einem benachbarten Land-
kreis oder einer benachbarten kreisfreien Gemeinde mit der 
Wahrnehmung der Geschäfte beauftragen. 
 

Art. 7 
Kosten 

(1) 1Die Kosten der Standesamtsverwaltung werden von 
den Gemeinden getragen. 2Die Zwangsgelder fließen dem 
Rechtsträger des Standesamts zu. 

(2) 1Einigen sich mehrere zu einem Standesamtsbezirk zu-
sammengefasste Gemeinden nicht über die Verteilung der 
überschießenden Ausgaben oder Einnahmen, so bestimmt 
die für die Bildung des Standesamtsbezirks zuständige 
Aufsichtsbehörde, in welchem Verhältnis sie auf die betei-
ligten Gemeinden verteilt werden. 2Der Verteilung ist in der 
Regel das Verhältnis der Einwohnerzahl der beteiligten Ge-
meinden zugrunde zu legen. 

(3) Ist für den Bereich einer Verwaltungsgemeinschaft ein 
Standesamtsbezirk gebildet, richtet sich die Finanzierung 
nach Art. 8 der Verwaltungsgemeinschaftsordnung. 

Art. 8 
Verwaltungsvorschriften 

Das Staatsministerium des Innern erlässt im Benehmen mit 
dem Staatsministerium der Justiz die zur Durchführung des 
Personenstandsgesetzes und der Ausführungsverordnung 
hierzu und die zur Durchführung dieses Gesetzes erforder-
lichen Verwaltungsvorschriften. 
 

Art. 9 
Verordnungsermächtigung 

Das Staatsministerium des Innern wird ermächtigt, zur 
Durchführung dieses Gesetzes durch Rechtsverordnung 
Näheres zu regeln 

1. zur Bestellung der Standesbeamten nach Art. 1 Abs. 2, 

2. zur Aufgabenübertragung und Aufhebung der Übertra-
gung nach Art. 2 sowie zu der damit verbundenen Re-
gelung der Kostentragung, 

3. zur Bildung einheitlicher Standesamtsbezirke nach 
Art. 3, 

4. zur Kostentragung nach Art. 7. 
 

Art. 10 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

(1) 1Dieses Gesetz tritt am 1. August 2008 in Kraft. 2Ab-
weichend von Satz 1 treten Art. 1 und 5 Abs. 2 am 1. Janu-
ar 2009 in Kraft. 

(2) 1Mit Ablauf des 31. Juli 2008 tritt das Gesetz zur Aus-
führung des Personenstandsgesetzes (AGPStG) vom 
24. Juli 1975 (BayRS 211-1-I), geändert durch Gesetz vom 
24. Juli 1998 (GVBl S. 436) mit Ausnahme seines Art. 4 
außer Kraft. 2Dieser tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2008 
außer Kraft.   

Der Präsident  

I.V.  

Prof. Dr. Peter Paul Gantzer 

II. Vizepräsident  


